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Wo bleiben die Proteste?

Zu »Timoschenko will ›Russen platt
machen‹«, 26.3., S. 1
Es ist unfassbar: Wenn sie könnte,
würde Frau Timoschenko Wladimir
Putin erschießen, alle Russen »platt
machen«, unddafür sorgen, dass von
Russland »nicht einmal ein ver-
branntes Stück Erde übrig bleibt«.
Mit dieser mordlüsternen Frau ma-
chen sich Kanzlerin Merkel, Au-
ßenminister Steinmeier, US-Präsi-
dent Obama und diverse andere
westliche Politiker gemein. Und die
Mehrzahl der systemtreuen Medien
mischt kräftig mit. Mit deren Schüt-
zenhilfe werden wir sie möglicher-
weise demnächst sogar als Präsi-
dentin der Ukraine erleben. Ein
Sturm der Entrüstung und der Pro-
teste müsste doch eigentlich losbre-
chen. Nur, wo bleibt der?
Ich finde, Präsident Putin hat

durchaus Veranlassung, sich um das
Schicksal der acht Millionen Rus-
sen, die in der Ukraine leben, Sor-
gen zumachen und für deren Schutz
Verantwortung zu empfinden.
Eberhard Fensch, Usedom

Keine schnelle Lösung

Ehe im Ukraine-Krim-Konflikt die
»Wunden« heilen, wird wertvolle
Zeit vergehen. Außer den geschaf-
fenen Tatsachen und der teilweise
enttäuschenden Reaktion des west-
lichen Bündnisses gibt es keinen An-
lass zu Spekulationen auf schnelle
Lösungen, um den Frieden in dieser
Region zu sichern. Was zu weiteren
Unsicherheiten führen könnte, ist
mit den Sanktionen eine Art »Wirt-
schaftskrieg« Ost gegen West zu ent-
fachen, der bei diesen internationa-
len Verflechtungen den Verursa-
chern selbst ordentlich auf die Füße
fallen könnte. Das Zusammenleben
der Völker hat sich verändert. Eini-
ge Strukturen und Staatsformen
existieren gar nicht mehr. Demmuss
global im Zusammenleben besser
Rechnung getragen werden.
Hans Stolze, Lübbenau

Ratingagenturen müssten
verboten werden

Zu »Brasilien sinkt fast auf Ramsch-
niveau«, 26.3, S. 3
Es ist eine Unverschämtheit, dass ei-
ne Rating-Agentur die Kreditwür-
digkeit eines so großen Landes auf
»Ramschniveau« herabsenken darf.
Diese Agenturen richten viel Scha-
den an und müssen weltweit ver-
boten werden.
Dr. Kurt Laser, Berlin

»Rumbalotte« ist ein recht
harmloser Witz

Zu »Lebende Bombe«, 24.3., S. 4
Es ist gewiss gar keine schlechte Idee
mit der neuen Zeitschrift »Ab-
wärts«. Noch eine kleine Bemer-
kung sei mir aber dennoch gestattet
zum vermeintlich »schweinischen«
Seemannswitz »Rumbalotte«. Mei-
nes Erachtens sollteman diesenWitz
nicht unter diese Kategorie einord-
nen, denn er ist vergleichsweise ein
recht harmloser (wenn nicht sogar
netter) und könnte sogar in jeder
»besseren Gesellschaft« erzählt wer-
den. Im »nd« als seriöser Tageszei-
tungmuss es ja nicht unbedingt sein,
da er außerdem nach hinten hin im-
mer länger wird. Trotzdem kann
man gewiss auch im »nd« auf die
Pointe verweisen. Aus der kurzen
Fassung wird am Ende die Langfas-
sung: »Ruhm und Ehre der Balti-
schen Rotbannerflotte«.
Dieter Lämpe, Hoppegarten

In eigener Sache

Wir haben in unserer Donnerstag-
ausgabe versehentlich das TV-Pro-
gramm vom Mittwoch veröffent-
licht. Dafür bitte wir unsere Lese-
rinnen und Leser um Entschuldi-
gung.
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KOMMENTIERT

»Machtvolles Zeichen« des Bankrotts
Klaus Joachim Herrmann über die IWF-Milliarden für die Ukraine

Die IWF-Ankündigung für Kiew von bis zu 18 Milliarden US-Dollar in
zwei Jahren bejubelte das Weiße Haus als »machtvolles Zeichen der Un-
terstützung«. Als Moskau 15 Milliarden Dollar sofort und eine Senkung
des Gaspreises bot, wurde das vom Westen als billige Erpressung entlarvt.
Nun stellt er selbst und eigensüchtig »Reformen« als Bedingung. Ampeln
schalten auf Privatisierung und Profit, auf das Ende der Subventionen. Als
Kostprobe geht der Gaspreis hoch. Der nächste Aufruhr kommt bestimmt.
Wem auch immer diffuse Schuld oder konkrete Verantwortung zuge-

schoben werden mag, beim inneren und äußeren Richtungskrieg der Uk-
raine um Osten oder Westen haben alle Beteiligten verloren: die Ukraine
die Krim und ihre Selbstbestimmung; Russland die Ukraine und Ansehen;
ganz Europa Stabilität, Vertrauen und gute Aussichten.
Wer auch immer Sieger sein will, die Vernunft ist es nicht. Moskau hat

auf der Krim viel zu leisten. Doch die Ukraine ist von anderer Dimension.
Vier Wochen ist es her, dass Außenminister Steinmeier barmte, für die EU
oder Russland allein sei diese Aufgabe zu groß. Beide müssten zusammen
ran. Doch war es längst zu spät – nach dem Umsturz in Kiew, vor der Krim-
Abspaltung und der Strafaktionen gegen Moskau. Nun wird es nichts mit
Gemeinsamkeit – »machtvolles Zeichen« eines politischen Bankrotts.

Brüsseler Appell
Olaf Standke über das Verhältnis NATO-Russland

Nach Frankreich und Großbritannien will nun auch Dänemark zusätzliche
Kampfjets nach Litauen entsenden. Und Rumäniens Staatschef fordert de-
monstrativ mehr Mittel, um die »Reaktionsfähigkeit« der Armee seines Landes
schnellstmöglich zu verbessern. Es scheint, als ob der Brüsseler Appell von US-
Präsident Barack Obama an die Bündnispartner erhört wird: mehr Abschre-
ckung, mehr NATO-Präsenz in Osteuropa, mehr Militärausgaben in den Mit-
gliedstaaten der Allianz.
Wozu soll das größte Militärbündnis der Welt noch gut sein – auf diese

Frage wurde seit Ende des Kalten Krieges zwischen Washington und Brüssel
schon wiederholt nach stichhaltigen Antworten gesucht. Der weitgehende Ab-
zug der NATO-Truppen aus Afghanistan sorgt gerade wieder für eine Zäsur.
So wurde sogar laut darüber nachgedacht, ob die Allianz in heutiger Form
nicht ausgedient habe. Da kommt ein bewährter Feind wie Russland gerade
recht. Wobei auch der Nordatlantik-Pakt für die Krise um Kiew und Krim, die
der NATO nach Ansicht westlicher Militärexperten nun regelrecht neues Leben
einhaucht, Mitverantwortung trägt. Ob die Erweiterung der Allianz bis an die
Grenzen Russlands, der Aufbau einer Raketenabwehr wie die andauernde
Präsenz US-amerikanischer Atomwaffen in Europa – Moskaus Interessen wur-
den und werden sträflich vernachlässigt.

Das Treiben der Lämmer
Marion Pietrzok über die Medienkampagne zur Kunstsammlung Gurlitt

»Der seltsame Herr Gurlitt« heißt der Dokumentarfilm, den das Fernsehen
kürzlich ausstrahlte, nachdem der unbescholtene alte Mann längst zum
»Fall Gurlitt« geworden war. Von da an hatte der 81-Jährige Cornelius G.
sich von den Medien verfolgen, sich »schrullig« nennen, Schnüffeleien bis
in intimste Lebensbereiche gefallen lassen müssen, denn, so ein deutsches
Nachrichtenmagazin, er habe einen »milliardenschweren ›Nazi-Kunst-
schatz‹ gehortet«.
Seltsam jedoch erscheint weniger der Mensch, den sich die Medien

vorknöpften, um vermeintlich dessen Fehltritt auszuleuchten. Seltsam an
der ganzen Sache um den Kunsthändlererben, dessen Vater mit den Nati-
onalsozialisten (für sie, durch sie auch für sich) Geschäfte machte, ist
vielmehr: Die Bundesrepublik hat Jahrzehnte gar nichts und nach der
Washingtoner Konferenz 1998 und der »Handreichung« 1999 wenig ge-
tan, um aus jüdischem Besitz Geraubtes aufzuspüren und zurückzugeben.
Das Einrichten einer »Taskforce« zur Untersuchung der Gurlitt-Sammlung
kommt dem Tropfen auf den heißen Stein gleich. Wenn jetzt ein massiver
Trupp von Journalisten in ein weiteres Domizil der Gurlitt-Sammlung
einmarschiert ist, erscheint diese Art Öffentlichkeitsarbeit wie der Ruf
»Haltet den Dieb«.

KOLUMNE

Kapitaler Fortschritt
Wolfgang Storz kritisiert das neue Freihandelsabkommen als Profit-Extremismus mit Steuerzahler-Garantie und fragt
sich, warum die Regierung darüber ernsthaft verhandelt – statt zu sagen: Ihr habt nicht alle Tassen im Schrank

Ich handle frei, wir handeln frei, EU
und USA handeln frei – verführerisch
kommt das um die Ecke. TTIP im
Sonderangebot – greifen Sie zu,
marktschreien Angela Merkel, Ba-
rack Obama, Francois Hollande und
Sigmar Gabriel. Meinen die das
ernst? Die testen doch nur: unsere
Dummheit, unsere Duldsamkeit.
Oder? Jetzt soll mit dem Freihan-
delsabkommen TTIP auch noch der
Profit auf Steuerzahler-Garantie ein-
geführt werden; während unser
Grundwert des sozialpflichtigen Ei-
gentums endgelagert im Museum für
verstaubte Ideale vergammelt.
Ein kurzer Blick zurück auf die

erste Eskalationsstufe der Profitma-
ximierung zeigt, wie unverfroren das
neuerliche Ansinnen ist. Noch vor
zwei, drei Jahrzehnten haben Unter-
nehmen ein Gut oder eine Dienst-
leistung produziert und verkauft.
Und mit diesem Geschäft machte das
Unternehmen seinen Gewinn, mal
mehr und mal weniger. Vor ein, zwei
Jahrzehnten drehten die Unterneh-
men den Spieß um: Sie legten vorab
ihren Gewinn fest; wir erinnern uns
an Josef Ackermann, Deutsche Bank,
mit seinen 20 Prozent Mindest-Ren-
dite auf das Eigenkapital. Alles wird
diesem Ziel untergeordnet: die Löh-
ne, die Produktqualität, die Arbeits-
zeiten – zur Verfügungsmasse de-
gradiert. Wie könnten die Kapital-
eigner das durchsetzen?
Das Elend begann Ende der 80er

Jahre mit der »Einheitlichen Euro-
päischen Akte«: Damals wurde die
Reisefreiheit eingeführt, toll. Aber
auch das Kapital braucht seither kei-
nen Pass mehr: Kapitalverkehrs-
kontrollen wurden abgeschafft, das
Kapital kann sich seither frei bewe-
gen. Die Folge, da die EU-Staaten
weder Mindestlöhne noch Mindest-
steuern festlegten: Die Staaten un-

terbieten einander, laufen den Kapi-
taleignern in unwürdigster Haltung
hinterher, bitte, bitte, wir senken die
Steuer, darf’s noch eine Subvention
sein. Denn diese sagen, wir gehen in
das Land, das uns die besten Bedin-
gungen bietet, also die niedrigsten
Löhne und Steuern – ob sie dies tun
oder nur androhen, das ist zweitran-
gig. Das Ergebnis: Zwischen 1980
und 2011 sanken in den EU-Mit-

gliedsstaaten die Unternehmens-
steuern von durchschnittlich 44 auf
27 Prozent.
Das reicht noch nicht. Deshalb soll

mit dem TTIP die nächste Stufe der
Profiteskalation gezündet werden:
Wenn der vorab festgelegte Gewinn
aufgrund von politischen Entschei-
dungen in Gefahr gerät, dann sollen
Bürger und Steuerzahler via Ent-
schädigung die fehlende Differenz
aufbringen. Wir haben es hier also
mit einer Art Profit-Extremismus zu
tun. Während sich bei uns demokra-
tische Bürger abstrampeln, um ein
bisschen Mindestlohn durchzuset-
zen, steuern die internationalen
Konzerne gleich das Paradies an: der
bürgergarantierte Höchstprofit. Als

Vorspiel kennen wir die sogenannte
Investoren-Schutzklausel. Klingt
harmlos, ist jedoch auch eine finan-
zielle Zeitbombe. Der schwedische
Konzern Vattenfall klagt gegen die
Bundesrepublik, weil aufgrund der
Energiewende die AKW in Krümmel
und Brunsbüttel vorzeitig abge-
schaltet wurden. Schadenersatzfor-
derung: 3,7 Milliarden Euro. In
Nordamerika sind Klagen von Kon-
zernen gegen die Errichtung von
Naturschutzgebieten und ein Fra-
ckingverbot anhängig. Phillip Morris
verklagt Australien wegen der Ge-
sundheitswarnung auf Zigaretten-
schachteln.
Entwickelt wurde dieser Schutz,

um Unternehmen bei ihren Geschäf-
ten mit Diktaturen und Failed States
zu schützen. Nun soll dieses Prinzip
auf Rechtsstaaten übertragen wer-
den. Das zeigt doch mehr als viele
Worte, was diese Manager und Kapi-
taleigner in Demokratien sehen: po-
tenziell profitschädliche Störenfriede.
Was wäre, wenn eine rot-rot-grüne

Bundesregierung Mindestlohn und
Kapitalertragssteuer erhöhte, die
Mitbestimmung ausbaute? Da würde
es Klagen hageln: Wir wollen Ent-
schädigung, denn das alles schmälert
unseren Gewinn. Das ist – kein
Scherz. Und unsere Regierenden sa-
gen nicht einfach, Ihr habt nicht alle
Tassen im Schrank, nein, die verhan-
deln auch noch ernsthaft darüber.
Zu dieser seit vielen Jahren wi-

derlegten Freihandelsideologie hat
die Partei das Entscheidende gesagt,
deren Plakate immer viel besser als
ihre Wahlergebnisse waren: »Märkte
brauchen Regeln, Menschen brau-
chen Freiheit«, texteten die Piraten.
Sigmar Gabriel textet dagegen

»Weiter so«: »Ein transatlantisches
Freihandelsabkommen bietet große
Chancen.«

Wolfgang Storz war bis 2006
Chefredakteur der »Frankfurter
Rundschau« und arbeitet seither
als Berater und Publizist.
Foto: Stephan Moll
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Vordenker
des Chaos
Von Martin Koch

Seit 2003 vergibt die Norwegi-
sche Akademie der Wissenschaf-
ten jährlich eine der weltweit
höchsten Auszeichnungen für
Mathematiker: den Abelpreis, der
mit umgerechnet 750 000 Euro
dotiert ist und den Namen des
norwegischen Mathematikers
Niels Henrik Abel trägt. In diesem
Jahr heißt der Laureat Jakow Si-
nai, ein russischer Mathematiker
und Physiker. Erwurde geehrt »für
seine grundlegenden Beiträge zu
dynamischen Systemen, ergodi-
scher Theorie und mathemati-
scher Physik«. Vieles von dem,was
Sinai erforscht habe, so erklärte
die Jury inOslo, sei inzwischen »zu
einem Standard-Werkzeugkasten
für mathematische Physiker ge-
worden«.
Als Sohn zweier Naturwissen-

schaftler wurde Sinai am 21. Sep-
tember 1935 in Moskau geboren.
Er studierte an der Lomonossow-
Universität und erwarb hier auch
den Doktortitel. Sein Doktorvater
war kein Geringerer als Andrei
Kolmogorow, einer der Begrün-
der der modernen Wahrschein-
lichkeitstheorie. 1971 wurde Si-
nai zum Professor an der Lomo-
nossow-Universität berufen; seit
1993 lehrt er an der Universität
Princeton (USA). Ganz hat er sei-
ner Heimat freilich nicht den Rü-
cken gekehrt. Als leitender Wis-
senschaftler ist Sinai überdies am
Landau-Institut für Theoretische
Physik in Tschernogolowka bei
Moskau tätig.

Sein Spezialgebiet sind dyna-
mische (zeitabhängige) Systeme,
deren Entwicklung sich häufig nur
mit einer gewissen Wahrschein-
lichkeit prognostizieren lässt. Si-
nai gilt damit als einer der Vor-
denker der Chaostheorie, die un-
ter anderem erklärt, warum ex-
akte langfristige Wettervorhersa-
gen nicht möglich sind: In einer
instabilen Atmosphäre führen
kleinste Veränderungen der Pa-
rameter zu unberechenbaren
Schwankungen des Wetterge-
schehens. Aber auch bei einem
Billardspiel mit Hindernissen, so
konnte Sinai bereits 1970 nach-
weisen, driften anfangs eng be-
nachbarte Bahnen mit der Zeit ex-
ponentiell auseinander.
Am 20. Mai wird Norwegens

König Harald V. in Oslo den
Abelpreis an Sinai überreichen.

Jakow Sinai erhält den Abelpreis.
Foto: dpa/Princeton University


